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Die letzten Pflichtrekruten des Panzerbataillons 1 in Holzminden tragen im 
Januar 2011 ihre neue Ausrüstung in die Kaserne.
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Ein Teilnehmer des Bundesfreiwilligendienstes in einem Seniorenheim in 
Wildau 2012
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Unverletzlichkeit der Wohnung

Artikel 13

(1) Die Wohnung ist unverletzlich.

(2) Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im 
Verzuge auch durch die in den Gesetzen vorgesehenen anderen Organe 
angeordnet und nur in der dort vorgeschriebenen Form durchgeführt 

werden.

(3) Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, dass jemand 
eine durch Gesetz einzeln bestimmte besonders schwere Straf

tat begangen hat, so dürfen zur Verfolgung der Tat auf Grund  
richterlicher Anordnung technische Mittel zur akustischen Überwa
chung von Wohnungen, in denen der Beschuldigte sich vermutlich 

aufhält, eingesetzt werden, wenn die Erforschung des Sachver
halts auf andere Weise unverhältnismäßig erschwert oder aus
sichtslos wäre. Die Maßnahme ist zu befristen. Die Anordnung 

erfolgt durch einen mit drei Richtern besetzten Spruchkörper.  
Bei Gefahr im Verzuge kann sie auch durch einen einzelnen Richter 

getroffen werden.

(4) Zur Abwehr dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit, 
insbesondere einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr,  

dürfen technische Mittel zur Überwachung von Wohnungen nur 
auf Grund richterlicher Anordnung eingesetzt werden. Bei Gefahr  

im Verzuge kann die Maßnahme auch durch eine andere gesetzlich 
bestimmte Stelle angeordnet werden; eine richterliche Entscheidung 

ist unverzüglich nachzuholen.

(5) Sind technische Mittel ausschließlich zum Schutze der bei  
einem Einsatz in Wohnungen tätigen Personen vorgesehen, kann 
die Maßnahme durch eine gesetzlich bestimmte Stelle angeordnet 

werden. Eine anderweitige Verwertung der hierbei erlangten  
Erkenntnisse ist nur zum Zwecke der Strafverfolgung oder der Ge
fahrenabwehr und nur zulässig, wenn zuvor die Rechtmäßigkeit 

der Maßnahme richterlich festgestellt ist; bei Gefahr im Verzuge ist 
die richterliche Entscheidung unverzüglich nachzuholen.

- 

(6) Die Bundesregierung unterrichtet den Bundestag jährlich über 
den nach Absatz 3 sowie über den im Zuständigkeitsbereich  

des Bundes nach Absatz 4 und, soweit richterlich überprüfungs
bedürftig, nach Absatz 5 erfolgten Einsatz technischer Mittel. Ein 

vom Bundestag gewähltes Gremium übt auf der Grundlage dieses  
Berichts die parlamentarische Kontrolle aus. Die Länder gewähr

leisten eine gleichwertige parlamentarische Kontrolle.

- 

- 

(7) Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen nur zur Ab
wehr einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzelne 

Personen, auf Grund eines Gesetzes auch zur Verhütung dringen 
der Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbeson

dere zur Behebung der Raumnot, zur Bekämpfung von Seuchen
gefahr oder zum Schutze gefährdeter Jugendlicher vorgenommen 

werden.

-

- 
- 

Jeder Mensch hat das Bedürfnis, einen Ort zu haben, an den 
er sich ungestört zurückziehen und an dem er sich frei ent
falten kann. In diesen eigenen „vier Wänden“ soll der Mensch 
grundsätzlich frei von staatlichen Eingriffen sein. Dabei 
kommt es nicht darauf an, ob die Wohnung nun im Eigentum 
des Bewohners steht oder nicht. Entscheidend ist, dass sie 
nach dem Willen des Bewohners der Öffentlichkeit entzogen 
ist. Geschützt ist also nicht bloß die Wohnung, sondern auch 

-
-

-

-

beispielsweise ein Hotelzimmer, ein Zimmer im Studenten
wohnheim, im Seniorenheim oder im Krankenhaus. Das Recht, 
in seiner Privatsphäre in Ruhe gelassen zu werden, hat einen 
sehr starken Bezug zur Menschenwürde. Die hohe Bedeutung 
dieses Grundrechts erklärt auch die hohen Schranken, die ge
gen Beeinträchtigungen des Grundrechts bestehen:

Durchsuchungen einer Wohnung stellen einen schweren 
Eingriff in die Privatsphäre des Betroffenen dar. Deshalb soll si

- 

-

- 
-
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Der Kernbereich privater Lebensgestaltung
Mathias Metzner

Zum Kernbereich privater Lebensgestal
tung, der für staatliche Überwachungs
maßnahmen absolut tabu ist, gehört 
sicherlich nicht schon jeder Aufenthalt 
in der Wohnung, jede Tätigkeit in  
der Küche oder jede sonstige Verrichtung  
im Haushalt. Das Bundesverfassungs
gericht hat den Kernbereich nicht 
abschließend definiert, es hat lediglich 
bestimmte Beispiele genannt: Dazu  
gehörten die Äußerung innerster Gefüh
le und die sexuelle Sphäre. Für das  
Bundesverfassungsgericht folgten der  
Schutz des Kernbereichs privater 
Lebensgestaltung und das Verbot, ihn 
anzutasten, unmittelbar aus der Men
schenwürde. 

Das eigentliche Problem beim Kernbe
reichsschutz besteht darin, dass bei  
den verschiedenen Überwachungsmaß
nahmen zuerst alle Daten, also auch 
Intimes, erfasst werden, bevor der Staat 
beurteilen kann, ob diese Daten  
dem Kernbereich zugehören oder nicht. 

Das hat verschiedene Folgen: Die Un
antastbarkeit der Menschenwürde  
verbietet Eingriffe in den Kernbereich  
privater Lebensgestaltung. Wird  
dieser dennoch (versehentlich) verletzt 

(etwa indem bei einer Wohnraumüber
wachung zufällig kernbereichsrele
vante Äußerungen erfasst werden), ist 
die Überwachung unverzüglich zu  
unterbrechen. Aufgezeichnete Daten 
sind unverzüglich zu löschen.

-
- 

Damit hat es jedoch nicht sein Bewen
den. Besteht ein hohes Risiko, dass  
der Kernbereich verletzt werden könnte 
(wie bei der Wohnraumüberwachung), 
muss der Staat schon im Vorfeld 
Maßnahmen zum Schutz der innersten 
Persönlichkeitssphäre ergreifen. Da
bei differenziert das Bundesverfassungs
gericht allerdings. Wegen der beson
deren Bedeutung der Unverletzlichkeit  
der Wohnung sind im Bereich von 
Artikel 13 GG die Anforderungen an den 
Schutz des Kernbereichs am höchsten. 
Daher sind Überwachungsmaßnahmen 
nur dann erlaubt, wenn zu erwarten  
ist, dass sich die bei der Ausforschung 
von Wohnraum greifbare Gefahr der 
Kernbereichsverletzung nicht verwirklicht.  
Dies muss der Gesetzgeber durch Gesetz 
regeln, eine Regelung durch Verordnung 
genügt nicht.

- 

- 
-

- 

Auch bei Eingriffen in das Post- und 
Fernmeldegeheimnis (etwa wenn ein 

Telefon abgehört wird), kann es dazu 
kommen, dass Intimstes und damit kern
bereichsrelevante Gesprächsinhalte  
aufgezeichnet werden. Schließlich hören 
die Beamten in aller Regel nicht direkt 
mit, sondern die Gespräche werden 
aufgezeichnet. Das Bundesverfassungs
gericht hat hier nicht ganz so strenge 
Maßstäbe aufgestellt wie bei der Wohn
raumüberwachung. Es genügt, wenn  
später die Aufzeichnung daraufhin abge
hört wird, ob der intimste Bereich verletzt 
wurde und entsprechende Passagen ge
löscht werden. Das Bundesverfassungsge
richt hat dies letztlich damit begründet,  
dass der Mensch zur höchstpersönlichen 
Kommunikation nicht in gleicher  
Weise auf die Telekommunikation ange
wiesen ist wie auf die Wohnung. Mit 
anderen Worten: Eine (von Eingriffen un
gestörte) Wohnung braucht jeder Mensch,  
ein Telefon aber nicht.

-

-

-

-

-
-

- 

- 

Ähnlich wie bei Art. 10 Abs. 1 GG ist der  
Kernbereichsschutz bei dem aus dem 
allgemeinen Persönlichkeitsrecht abge
leiteten Grundrecht auf Vertraulichkeit 
und Integrität informationstechnischer 
Systeme ausgestaltet. Auch hier ist ledig
lich eine spätere Kontrolle notwendig.

- 

-

-
-

-

-

-

- 

-

- 
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chergestellt werden, dass dieser Eingriff durch eine unabhän
gige, neutrale Instanz bewertet wird. So sieht Art. 13 Abs. 2 GG  
vor, dass Durchsuchungen grundsätzlich nur durch einen 
Richter angeordnet werden dürfen. Der Richter hat also zu 
prüfen, ob die gesetzlich vorgeschriebenen Voraussetzungen 
einer Durchsuchung vorliegen. Er muss auch prüfen, ob nicht 
mit weniger einschneidenden Mitteln das erstrebte Ziel –  
etwa Beweismittel für die Verfolgung von Straftaten zu finden –  
erreicht werden kann. Er muss ferner dafür sorgen, dass nicht 
mehr oder weitergehend durchsucht wird als unbedingt er
forderlich. Auch hier ist der Grundsatz der Verhältnismäßig
keit (siehe S. 15) strengstens zu beachten. In der Entscheidung, 
mit der er die Durchsuchung anordnet, muss der zuständige 
Richter deshalb genau angeben, was aufgefunden werden 
soll, um damit zu verhindern, dass die Durchsuchung zu un
nötigen Erforschungen der Privatsphäre führt. 

-

-
-

-

Der Schutz der Wohnung wird auch beeinträchtigt, wenn 
Vorgänge in der Wohnung überwacht werden. Dies kann durch 
technische Vorrichtungen wie etwa Kameras oder Mikrofone 
geschehen, wobei es keine Rolle spielt, ob diese Geräte von au
ßen auf die Wohnung gerichtet oder in ihr installiert werden. 
Für solche Eingriffe stellen Art. 13 Abs. 3 bis 5 GG besonders 
hohe Anforderungen. Für den so genannten großen Lauschan
griff zur Aufklärung von Straftaten sieht Art. 13 Abs. 3 GG vor, 
dass die Maßnahme nur zur Aufklärung besonders schwerer 
Straftaten, also etwa Mord, schwerer Raub oder Geiselnahme, 
zulässig ist. Auch darf der große Lauschangriff nur dann an

-

-

-

geordnet werden, wenn der Sachverhalt ohne die akustische 
Wohnraumüberwachung gar nicht oder nur unter unverhält
nismäßig großen Erschwernissen aufgeklärt werden könnte. 
Auch diese Maßnahme dürfen nur Richter anordnen, grund
sätzlich ein mit drei Richtern besetzter Spruchkörper. 

-

-

Weil aber das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh
nung einen starken Bezug zur Menschenwürde aufweist, 
dürfen Maßnahmen wie der Lauschangriff selbst unter all 
diesen Voraussetzungen dann nicht stattfinden, wenn sie 
den Kernbereich privater Lebensgestaltung berühren. Das 
Bundesverfassungsgericht hat den Schutz des so genannten 
Kernbereichs unmittelbar aus der Menschenwürde abgelei
tet. Da die Menschenwürde nicht, auch nicht durch anderwei
tiges Verfassungsrecht, eingeschränkt werden kann, ist jeder 
Eingriff in die Menschenwürde ausnahmslos verboten. 

-

-
-

Eigentum, Erbrecht, Enteignung und 
Sozialisierung

Artikel 14

(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und 
Schranken werden durch die Gesetze bestimmt.

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der 
Allgemeinheit dienen. 

(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie 
darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art 

und Ausmaß der Entschädigung regelt. Die Entschädigung ist unter ge
rechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten 
zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädigung steht im Streitfalle 

der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen.

-

Artikel 15 

Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum 
Zwecke der Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß 
der Entschädigung regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen 

der Gemeinwirtschaft überführt werden. Für die Entschädigung gilt 
Artikel 14 Absatz 3 Satz 3 und 4 entsprechend.

Art. 14 Abs. 1 GG gewährleistet das Eigentum, die Vorschrift 
erläutert aber nicht, was mit Eigentum gemeint ist. Das ist 
zwar im Bürgerlichen Gesetzbuch geregelt. Die Verfassung 
hat aber ein eigenes Bild vom Eigentum, das weiter gefasst ist 
als das des einfachen Rechts. Eigentum im Sinne von Art. 14  

Eigentum ist sozialpflichtig – darauf berufen sich auch Künstler bei der Be
setzung eines leerstehenden Hauses im Hamburger „Gängeviertel“ 2009.
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